
Donnerstag, 30. Juni 2016
Freiburger Nachrichten schweiz | 21

tet ein Kanton oder eine
Gemeinde die Arbeitgeber,
einen Beitrag an die Verbilli-
gung von Betreuungsangebo-
ten zu leisten, wird dieser
ebenfalls angerechnet. Die
Unterstützung durch den Bund
gibt es nur, wenn die Subven-
tion für sechs Jahre gesichert
ist.

Zahlen belegen, dass Nach-
holbedarf besteht. Aufgrund
eines Vorstosses von CVP-Na-

tionalrätin Christine Bulliard
(FR) liess der Bundesrat einige
Stichproben erheben. Das
Resultat: Die Betriebskosten
der externen Kinderbetreuung
unterscheiden sich im Ver-
gleich mit anderen Ländern
zwar nicht wesentlich. Eine
grosse Differenz gibt es aber
beim Anteil, den die öffentliche
Hand übernimmt. Während in
Zürich die Eltern 66 Prozent
der Betriebskosten finanzieren,

BERN Der Vorschlag des Bun-
des zur Kassenpflicht für
Homöopathie wird weitherum
begrüsst. Widerstand kommt
jedoch von den Krankenkas-
sen. Aus Sicht des Krankenkas-
senverbands Santésuisse fehlt
der wissenschaftliche Nach-
weis: Die Wirksamkeit von
Homöopathie, der anthropo-
sophischen und der Traditio-
nellen Chinesischen Medizin
sei nicht erwiesen.

Daher sei nicht nachvoll-
ziehbar, dass sie den übrigen
medizinischen Fachrichtun-
gen gleichgestellt werden sol-
len, schreibt der Verband. San-
tésuisse befürchtet, Nachfrage
und Angebot würden dadurch
steigen – und damit auch die
Kosten.

Der zweite Krankenkassen-
verband Curafutura begrüsst
die Änderung grundsätzlich.
Die wissenschaftliche Evidenz
dürfe bei der Überprüfung
komplementärmedizinischer 
Leistungen aber nicht umgan-
gen werden, stellt Curafutura
klar.

Erfreut ist der Dachverband
Schweizerischer Patientenstel-
len. Endlich werde der Volks-
wille respektiert. Das Stimm-
volk hatte sich bereits 2009 für
eine bessere Stellung der Kom-
plementärmedizin ausgespro-
chen. Der Ärzteverband FMH
unterstützt die Gleichbehand-
lung der Schulmedizin und der
Komplementärmedizin eben-
falls, wie Yvonne Gilli, Mitglied
des FMH-Zentralvorstandes
sagte.

Auch die Stiftung für Konsu-
mentenschutz unterstützt die
Stossrichtung. Die Stiftung kri-
tisiert hingegen, dass bei der
Überprüfung von Leistungen
nur der Ärzteverband FMH,
Universitätsinstitute, das
Schweizerische Institut für
ärztliche Weiter- und Fortbil-
dung sowie die Versicherer
angehört werden. sda

Kassenpflicht 
erfährt kaum
Widerstand
Wer auf Alternativmedi­
zin setzt, darf sich freuen: 
Ärztliche Leistungen 
sollen von der obligatori­
schen Krankenkasse 
bezahlt werden.

LAUSANNE Rund 21 000 Franken
ausbezahlter Kinderrenten
muss ein IV-Bezüger der Kasse
zurückzahlen, weil sein Sohn
neben der Ausbildung jährlich
mehr als 70 000 Franken ver-
diente. Dies hat das Bundesge-
richt in einem Grundsatzurteil
entschieden.

Der Genfer Vater wehrte sich
gegen die Forderung der IV,
welche die Kinderrente für die
Zeitspanne von September
2012 bis Juli 2014 zurückver-
langte. Der Sohn verdiente
2012 rund 71 000 Franken, 2013
77 000 Franken und im darauf
folgenden Jahr 80 000 Franken.

Das Bundesgericht stützt in
seinem gestern publizierten
Urteil den Entscheid der IV-
Kasse. Es führt aus, dass der
Anspruch auf eine Kinderrente
an jenen des invaliden Eltern-
teils gebunden sei. Ziel der
Kinderrente sei es, dass der IV-
Rentner damit für seine Kinder
aufkommen könne.

Der Rentenanspruch endet
mit dem Abschluss der Ausbil-
dung eines Kindes – analog zur
Regelung der Kinderrente bei
der AHV. sda

IV­Kinderrente 
gestrichen

sind es in Salzburg (A) nur 24
Prozent, in Frankfurt (D) 14
und in Lyon (F) 16 Prozent.
Waadt ist ein vergleichsweise
grosszügiger Kanton: Unter
anderem dank Arbeitgeberbei-
trägen tragen Eltern hier
durchschnittlich 38 Prozent
der Betriebskosten.

Geld für Innovationen
Neben der Anschubfinanzie-

rung will der Bundesrat einen
Teil des Geldes für die Förde-
rung innovativer Projekte ein-
setzen. Ein Beispiel: In einem
Tal schliessen sich Gemeinden
zusammen und erarbeiten
gemeinsam eine fortschrittli-
che Betreuung. Auch direkt in
eine Schule integrierte Projekte
oder Angebote für Eltern mit
unregelmässigen Arbeitszeiten
können auf Unterstützung hof-
fen. Für Konzepte und Evalua-
tion solcher Vorhaben sollen
rund 15 der 100 Millionen
Franken zur Verfügung stehen.

Der Bundesrat hat gestern
die Gesetzesbotschaft zuhan-
den des Parlaments verab-

schiedet. In der Vernehmlas-
sung sei die Vorlage «positiv
aufgenommen worden», teilte
das Innendepartement gestern
mit. Der Bundesrat habe des-
halb an der Vorlage nur gering-
fügige Änderungen vorgenom-
men. 

FDP und SVP lehnen die Vor-
lage ab. Das bedeutet, dass das
Geschäft zumindest im Natio-
nalrat, wo FDP und SVP
gemeinsam über eine absolute
Mehrheit verfügen, einen
schweren Stand haben dürfte.
Die SVP reagierte gestern
umgehend mit scharfer Kritik,
nachdem Bundesrat Alain Ber-
set die Botschaft vorgestellt
hatte. Aufgrund «tiefroter Zah-
len beim Budget 2017» hält sie
es für verfehlt, nun noch
zusätzliche 100 Millionen
Franken in die Kinderbetreu-
ung zu investieren. Mit der
finanzpolitischen Argumenta-
tion könnte sie neben den Frei-
sinnigen auch noch weitere
bürgerliche Parlamentarier
überzeugen. CVP und SP
unterstützen Bersets Pläne.

BERN Mehr zu arbeiten, lohnt
sich für manche Eltern nicht.
Denn die zusätzlichen Kosten
für Krippe und Steuern über-
steigen den zusätzlichen Lohn.
Andere Väter und Mütter kön-
nen sich die externe Betreuung
schlicht nicht leisten. Tatsäch-
lich ist sie in der Schweiz deut-
lich teurer als in anderen euro-
päischen Ländern. Jetzt will
der Bundesrat Gegensteuer
geben und die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie verbes-
sern. Dafür möchte er während
fünf Jahren 100 Millionen Fran-
ken investieren.

Allfällige Beiträge an die
Kantone sind als Anschubfi-
nanzierung zu verstehen.
Beschliesst beispielsweise ein
Kanton, die externe Kinderbe-
treuung mit zusätzlichen fünf
Millionen Franken pro Jahr zu
unterstützen, übernimmt der
Bund im ersten Jahr 65 Prozent
der Kosten, im zweiten 35, im
dritten noch 10 Prozent und
danach nichts mehr. Verpflich-

BERNHARD KISLIG

100 Millionen für Kinderbetreuung
Für Kinderbetreuung zahlen Schweizer Eltern deutlich mehr als Väter und Mütter in Nachbarländern. Nun will der 
Bundesrat die Betreuungsplätze mit einer Anschubfinanzierung verbilligen. Die SVP kündet Widerstand an. 

Externe Kinderbetreuung soll für Eltern billiger werden. Bild Keystone

kommenden Jahre geht er
davon aus, dass der Migra-
tionsdruck nachlässt und 2020
noch 22 000 Asylsuchende
ankommen. In diesem Szena-
rio erreichen die Kosten 2018
mit 2,5 Milliarden Franken den
Höhepunkt. Damit liegen die
jährlichen Asylausgaben 1,3
Milliarden Franken höher als
2014. Als Anhaltspunkt: Die
Unternehmenssteuerreform 
III, gegen welche die Linke zur-
zeit Unterschriften sammelt,
kostet den Bund gleich viel.

Asylkosten beeinflussbar?
In der Budgetdebatte dürften

die Asylkosten im Zentrum ste-
hen. Der Bundesrat will einen
Teil des Kostenschubs – rund
400 Millionen Franken – als
«ausserordentlichen Zahlungs-
bedarf» deklarieren. Damit
könnte er diese Ausgaben
salopp gesagt an der Schulden-
bremse vorbei tätigen. Das ist
rechtlich nur zulässig für Aus-
gaben, die der Bund nicht sel-
ber beeinflussen kann. Daran
zweifelt die SVP: Sie findet, der
Bund könne das Asylrecht für
Personen aus «Safe Countries»
aussetzen oder nur noch Per-
sonen aus Kriegsgebieten wie
Syrien aufnehmen. Dem
widersprach Ueli Maurer: Der
Bundesrat könne die Zahl der
Gesuche nicht beeinflussen,
zudem sei die Schweiz ohne-
hin relativ wenig betroffen.

Die Bremse leicht lösen?
Konfliktpotenzial birgt auch

eine andere Idee, die der Bun-
desrat gestern erstmals ange-
tönt hat: Er «prüft» eine Auf-
weichung der Regeln der
Schuldenbremse. Dabei geht
es im Kern um den Wunsch,
dass die Verwaltung Geld, das
zwar budgetiert, aber nicht
ausgegeben worden ist, im fol-
genden Jahr verwenden könn-
te. Heute gehen solche
Kreditreste automatisch in den
Schuldenabbau. Ob der Bun-
desrat dem Parlament indes
einen solchen Vorschlag unter-
breiten wird, ist noch offen.

BERN Der Bund wird in den
nächsten Jahren mehr Geld
ausgeben als einnehmen. Die
Finanzplanzahlen für die Jahre
bis 2020, die Finanzminister
Ueli Maurer (SVP) gestern prä-
sentierte, sind rot. Bereits das
Budget für 2017 sieht ein Defi-
zit von 600 Millionen Franken
vor. Am grössten ist die dro-
hende Lücke 2019 mit einem
Minus von 2 Milliarden. Mau-
rer bekräftigte denn auch, dass
der Bundesrat bereits im
Herbst ein weiteres Sparpaket –
oder ein «Gleichgewichtspro-
gramm», wie Maurer es lieber
nennt – vorlegen will.

«Verzichte und Reformen»
Damit wird die Sache lang-

sam unübersichtlich. Der Bun-
desrat hat erst Ende 2015 ein
ausgewachsenes Entlastungs-
paket – das «Stabilisierungs-
programm» – geschnürt, das
vom Parlament noch gar nicht
beraten worden ist. Inzwischen
steht aber definitiv fest, was
sich von Beginn weg abge-
zeichnet hat: Die geplanten
Budgetkürzungen genügen
nicht, um die Finanzprobleme
des Bundes wenigstens für ein
paar Jahre zu lösen. Deshalb ist
nun noch ein zusätzliches
Paket nötig, das ab 2018 Wir-
kung entfalten soll. In welche
Richtung es geht, sagte Maurer
gestern noch nicht. In den
Unterlagen ist die Rede von
«Aufgabenverzichten der Ver-
waltung und Verwaltungsrefor-
men». Das wäre etwas Neues,
das hängige Sparpaket enthält
viele Beitragsreduktionen, aber
keine tiefergreifenden Mass-
nahmen.

Momentan ist es vor allem
ein Bereich, der die Bundes-
kasse bedrängt: Die Ausgaben
für die Migration, vor allem für
die Sozialhilfe der Flüchtlinge,
wachsen auf 2,5 Milliarden
Franken. Der Bundesrat erwar-
tet, dass dieses Jahr 45 000 Asyl-
suchende eintreffen, 5000
mehr als letztes Jahr. Für die

FABIAN SCHÄFER

Der Bundesrat muss nachbessern
Eben erst hat der Bundesrat ein Entlastungspaket geschnürt – und schon ist klar, dass es nicht genügt. 
Der Bundesrat muss nachbessern, sonst drohen hohe Defizite. Und: Die Schuldenbremse kommt unter Druck.
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* Der gesamte Anstieg entfällt auf einen �nanztechnischen

Sonderfaktor. Ansonsten würden die Ausgaben in diesem

Bereich leicht sinken.

Jahresabschlüsse gemäss Budget 
und Finanzplan

Tiefrote Prognosen des Bundesrats
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Budget

2016

Budget

2017

Veränderung

Ausgaben 67,2 69,4 +3,3 %

Beziehungen zum Ausland* 3,6 4,0 +9,9 %

Landesverteidigung 4,5 4,7 +4,8 %

Bildung und Forschung

Soziale Wohlfahrt

davon Migration

7,4 7,6 +2,9 %

22,5 23,7 +5,4 %

1,5 2,3 +57,8 %

Verkehr 9,2 9,2 –0,2 %

Landwirtscha� und Ernährung 3,7 3,6 –2,9 %

Finanzminister Ueli Maurer will im Herbst neue Sparmassnahmen präsentieren, um den Haushalt im Lot 
zu halten. Seiner Partei will er noch erklären, warum die Asylkosten nicht beeinflussbar sind. Bild Keystone


